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Ein Wort voraus

Zum Versorgungsausgleich

Am 1. 7. 1977 wurde in der Bundesrepublik Deutschland mit dem Ersten 
Gesetz zur Reform des Ehe- und Familienrechts – kurz 1. EheRG ge- 
nannt – das Rechtsinstitut des Versorgungsausgleichs eingeführt. Die da-
malige Reform des Eherechts war von dem Leitbild der partnerschaft-
lichen Ehe geprägt und hat insbesondere das Verschuldensprinzip des 
davor geltenden Scheidungsrechts durch das Zerrüttungsprinzip ersetzt. 
Diesen Zielvorstellungen entsprechend sind damals die Scheidungsfol-
gen weitgehend neu gestaltet und um den Versorgungsausgleich ergänzt 
worden. Nach wie vor gibt es neben Deutschland allerdings relativ weni-
ge Länder, die ein dem Versorgungsausgleich entsprechendes bzw. ver-
gleichbares Rechtsinstitut kennen (hierzu gehören z. B. die Niederlande 
und die Schweiz).

Nach der Grundidee des Versorgungsausgleichs werden die während der 
Ehe erworbenen Versorgungsanrechte als das Ergebnis einer partner-
schaftlichen Lebensleistung behandelt und bei einem Scheitern der Ehe 
auf beide Ehegatten gleichmäßig verteilt, um dem jeweils ausgleichs
berechtigten Ehegatten den Auf- bzw. Ausbau einer eigenständigen 
sozialen Sicherung zu ermöglichen. Der Versorgungsausgleich wird 
regelmäßig im Zusammenhang mit der Scheidung der Ehe vom Fa- 
milien­gericht durchgeführt. Seit dem 1. 1. 2005 findet auch bei der 
Aufhebung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft grundsätzlich ein 
Versorgungsausgleich statt, wenn die Lebenspartnerschaft nach dem 
31. 12. 2004 begründet worden ist. Die in dieser Broschüre enthaltenen 
Anmerkungen und Erläuterungen gelten daher grundsätzlich eben- 
falls für die Aufhebung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft. Vom 
1. 10. 2017 an können auch Personen gleichen Geschlechts die Ehe 
schließen. Wesentliche Änderungen beim Versorgungsausgleich ergeben 
sich hieraus nicht. Bereits bestehende Lebenspartnerschaften können 
fortgeführt oder in eine Ehe umgewandelt werden; neue Lebenspartner-
schaften können ab dem 1. 10. 2017 nicht mehr begründet werden.

Durch das Gesetz zur Strukturreform des Versorgungsausgleichs 
(VAStrRefG) vom 3. 4. 2009, das am 8. 4. 2009 im Bundesgesetzblatt ver-
kündet worden ist (BGBl. I S. 700), ist der Versorgungsausgleich grund-
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legend umgestaltet worden. Das reformierte Recht ist zum 1. 9. 2009 in 
Kraft getreten.

Nach dem bis zum 31. 8. 2009 geltenden Recht wurde eine Gesamtbilanz 
aller in der Ehezeit erworbenen Anrechte erstellt, soweit sie in den Ver-
sorgungsausgleich einzubeziehen waren. Der Ehegatte mit den werthö-
heren Rentenanrechten war dem ausgleichsberechtigten Ehegatten ge-
genüber in Höhe der Hälfte des Wertunterschiedes ausgleichspflichtig. 
Die Umsetzung der Entscheidung des Familiengerichts erfolgte dann re-
gelmäßig als Einmalausgleich in der gesetzlichen Rentenversicherung, 
die den durchgeführten Versorgungsausgleich bei einer Rentenzahlung an 
die ausgleichsberechtigte Person zu berücksichtigen hat.

Das Gesetz zur Strukturreform des Versorgungsausgleichs brachte dem-
gegenüber eine Reihe von zentralen Neuerungen und Änderungen für den 
Versorgungsausgleich. Die für den Versorgungsausgleich maßgeblichen 
Vorschriften befinden sich im Wesentlichen im Versorgungsausgleichsge-
setz (Art. 1 des VAStrRefG). Danach wird grundsätzlich jedes Anrecht im 
jeweiligen Versorgungssystem zwischen den Ehegatten geteilt. Da dies 
im Regelfall bereits zum Zeitpunkt der Scheidung möglich ist, soll damit 
der schuldrechtliche Versorgungsausgleich, der eine eigenständige sozi-
ale Sicherung der ausgleichsberechtigten Person nicht gewährleisten 
kann, weiter zurückgedrängt werden. Bei einer kurzen Ehedauer von bis 
zu drei Jahren findet ein Versorgungsausgleich nicht mehr statt, es sei 
denn, er wird von einem der Ehegatten beantragt. Wesentliche Grund-
prinzipien des Versorgungsausgleichs, der sich als Rechtsinstitut in der 
Vergangenheit bewährt hat und für die Aufteilung der Versorgungsan-
rechte zwischen den Ehegatten weiterhin unverzichtbar bleibt, gelten 
weiterhin. Dazu gehört in erster Linie der Halbteilungsgrundsatz, wonach 
die in der Ehezeit erworbenen Versorgungsanrechte grundsätzlich hälftig 
zwischen den Ehegatten aufgeteilt werden. Der Versorgungsausgleich 
wird zudem regelmäßig im Verbund mit der Scheidung durchgeführt.

Auch wenn die gesetzliche Rentenversicherung als einer von vielen 
Versorgungsträgern im Versorgungsausgleich nicht mehr die zentrale 
Rolle spielt, wie dies nach dem bis zum 31. 8. 2009 geltenden Recht der 
Fall gewesen ist, ist sie als eine tragende Säule der Altersversorgung und 
aufgrund ihres Versicherten‑ und Rentnerbestandes in der Mehrzahl der 
Scheidungsfälle am Versorgungsausgleichsverfahren beteiligt.
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Zum Inhalt dieser Broschüre

Schwerpunkt der Broschüre sind die Erläuterungen zu den einzelnen Vor-
schriften des Versorgungsausgleichs aus der Sicht der gesetzlichen Ren-
tenversicherung. Dabei werden neben den zentralen Vorschriften des 
Versorgungsausgleichsgesetzes die Regelungen im Bürgerlichen Gesetz-
buch (einschließlich dessen Einführungsgesetzes) ebenso behandelt wie 
die für die Auswirkungen des Versorgungsausgleichs in der Rentenver
sicherung maßgebenden rentenrechtlichen Vorschriften des Sechsten 
Buches des Sozialgesetzbuchs (SGB VI).

Den Einzelerläuterungen zu den für die gesetzliche Rentenversicherung 
maßgeblichen Vorschriften ist eine Übersicht über die Grundzüge des 
Versorgungsausgleichs vorangestellt. Regelungen, die für die gesetzliche 
Rentenversicherung keine unmittelbaren Auswirkungen haben, sind im 
Gesetzeswortlaut abgedruckt, um ein Nachschlagen an anderer Stelle 
weitgehend zu ersparen. Nach den Erläuterungen zum materiellen Recht 
und einem Überblick über das Verfahrensrecht sind wesentliche Vor-
schriften zum Verfahrensrecht im Versorgungsausgleich aufgeführt.

Zur 14. Auflage dieser Broschüre

Lagen die Schwerpunkte der älteren Auflagen in der Aufarbeitung und 
Darstellung der rechtlichen und praktischen Probleme, die sich zum einen 
aus der Einführung des Versorgungsausgleichs und zum anderen spätes-
tens ab 1992 in zunehmendem Maße aus den weitreichenden Rechtsän-
derungen im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung, der Beamten-
versorgung sowie der Alterssicherung der Landwirte ergaben, so erhielt 
die Broschüre aufgrund der Strukturreform des Versorgungsausgleichs 
zum 1. 9. 2009 weitgehend ein neues Gesicht.

Das Thema ist zwar nach wie vor der „Versorgungsausgleich in der ge-
setzlichen Rentenversicherung”, durch das VAStrRefG erhielt die gesetz-
liche Rentenversicherung jedoch im gesamten System des reformierten 
Versorgungsausgleichs eine grundlegend andere Rolle, als dies zuvor der 
Fall gewesen ist. Sie steht in einer Reihe mit vielen verschiedenen Ver-
sorgungssystemen, deren rechtlichen und praktischen Hintergrund zu 
erläutern den Rahmen dieser Broschüre übersteigen würde. Aus diesem 
Grund konzentrieren sich die Erläuterungen in der ak­tuellen Auflage wei-
terhin im Wesentlichen auf die Neuerungen und zentralen Vorschriften 
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des Versorgungsausgleichsgesetzes sowie des ebenfalls zum 1. 9. 2009 
neu eingeführten Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. 12. 2008 
(FamFG; BGBl. I S. 2585), von denen die gesetzliche Rentenversiche-
rung betroffen ist. Soweit Bezüge bzw. Verweise auf das bis zum 
31.8.2009 geltenden Recht im Rahmen der Erläuterungen des aktuellen 
Rechts sinnvoll oder notwendig erschienen, sind diese bei den jeweiligen 
Einzelerläuterungen vorgenommen worden.
Mit der aktuellen 14. Auflage werden die Erläuterungen zum reformierten 
Versorgungsausgleich fortgeführt und, soweit dies erforderlich erschien, 
ergänzt. Einzelne künftige Rechtsentwicklungen, die sich bei der Erstel-
lung der Broschüre bereits abzeichneten, wurden – soweit möglich – be-
rücksichtigt.
Ein zentrales Anliegen der Autorengemeinschaft liegt darin, die kom-
plexe Materie des Versorgungsausgleichs verständlich und praxisnah dar-
zustellen. Nähere Ausführungen zur Rentenberechnung enthält auch die 
Broschüre der Deutschen Rentenversicherung Bund „Text und Erläute-
rungen zum SGB VI”; das Rentensplitting wird in der Broschüre der 
Deutschen Rentenversicherung Bund „Renten an Hinterbliebene & Ren-
tensplitting” erläutert. Weitere Informationen zum Rentenrecht sind unter 
www.deutsche‑rentenversicherung.de zusätzlich über das Internet abruf-
bar.

Berlin, im Januar 2020
Edda Bachmann
Katrin Beckmann
Carola Stirnal
Joachim Jenner
Olaf Kraus
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Marcel Schürer
Bernd Strotmeyer
Peter Weiß
Thomas Wiechmann
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Umfang der Kostenpflicht	 80� 1013
Grundsatz der Kostenpflicht	 81� 1013
Zeitpunkt der Kostenentscheidung	 82� 1014
Kostenpflicht bei Vergleich, Erledigung und Rücknahme	 83� 1014
Rechtsmittelkosten	 84� 1014
Kostenfestsetzung	 85� 1014

Abschnitt 8. Vollstreckung
Unterabschnitt 3. Vollstreckung nach der Zivilprozessordnung

Anwendung der Zivilprozessordnung	 95� 1015

Abschnitt 9. Verfahren mit Auslandsbezug 
Unterabschnitt 2. Internationale Zuständigkeit

Ehesachen; Verbund von Scheidungs‑ und Folgesachen	 98� 1016
Versorgungsausgleichssachen	 102� 1018
Lebenspartnerschaftssachen	 103� 1019
Keine ausschließliche Zuständigkeit	 106� 1021

Unterabschnitt 3. Anerkennung und Vollstreckbarkeit ausländischer 
Entscheidungen

Anerkennung ausländischer Entscheidungen  
in Ehesachen	 107� 1022
Anerkennung anderer ausländischer Entscheidungen	 108� 1023
Anerkennungshindernisse	 109� 1024
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Vollstreckbarkeit ausländischer Entscheidungen	 110� 1025

Buch 2. Verfahren in Familiensachen 
Abschnitt 1. Allgemeine Vorschriften

Familiensachen	 111� 1026
Anwendung von Vorschriften der Zivilprozessordnung	 113� 1026
Vertretung durch einen Rechtsanwalt; Vollmacht	 114� 1027
Entscheidung durch Beschluss; Wirksamkeit	 116� 1030

Abschnitt 2. Verfahren in Ehesachen; Verfahren in Scheidungssachen 
und Folgesachen 

Unterabschnitt 1. Verfahren in Ehesachen
Ehesachen	 121� 1031
Örtliche Zuständigkeit	 122� 1031
Antrag	 124� 1032
Tod eines Ehegatten	 131� 1032

Unterabschnitt 2. Verfahren in Scheidungssachen und Folgesachen
Verbund von Scheidungs- und Folgesachen	 137� 1032
Einbeziehung weiterer Beteiligter und dritter Personen	 139� 1033
Abtrennung	 140� 1034
Rücknahme des Scheidungsantrags	 141� 1035
Einheitliche Endentscheidung;  
Abweisung des Scheidungsantrags	 142� 1035
Verzicht auf Anschlussrechtsmittel	 144� 1036
Befristung von Rechtsmittelerweiterung  
und Anschlussrechtsmittel	 145� 1036
Wirksamwerden von Entscheidungen in Folgesachen	 148� 1036

Abschnitt 8. Verfahren in Versorgungsausgleichssachen
Versorgungsausgleichssachen	 217� 1037
Örtliche Zuständigkeit	 218� 1037
Beteiligte	 219� 1037
Verfahrensrechtliche Auskunftspflicht	 220� 1038
Erörterung, Aussetzung	 221� 1038
Durchführung der externen Teilung	 222� 1039
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Antragserfordernis für Ausgleichsansprüche  
nach der Scheidung	 223� 1046
Entscheidung über den Versorgungsausgleich	 224� 1046
Zulässigkeit einer Abänderung des Wertausgleichs  
bei der Scheidung	 225� 1051
Durchführung einer Abänderung des Wertausgleichs  
bei der Scheidung	 226� 1064
Sonstige Abänderungen	 227� 1072
Zulässigkeit der Beschwerde	 228� 1073
Elektronischer Rechtsverkehr  
zwischen den Familiengerichten  
und den Versorgungsträgern	 229� 1074
Lebenspartnerschaftssachen	 269� 1075
Anwendbare Vorschriften	 270� 1076
Übergangsvorschrift	 Art. 111� 1076
Inkrafttreten, Außerkrafttreten	 Art. 112� 1077

Zivilprozessordnung
Elektronisches Dokument	 130a� 1080
Gerichtliches Elektronisches Dokument	 130b� 1081
Zustellung gegen Empfangsbekenntnis	 174� 1081
Fristberechnung	 222� 1082
Aktenausdruck	 298� 1083
Urteilszustellung und -ausfertigung	 317� 1083
Zurücknahme der Berufung	 516� 1084
Berufungsbegründung	 520� 1084

Anhang: Muster einer Auskunft 
über Rentenanwartschaften an das Familiengericht� 1087

Synopse� 1101

Abkürzungsverzeichnis� 1117

Stichwortverzeichnis� 1127
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